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Einleitung

Mit den Beschlüssen der Landessynode im Herbst 2024 beginnt die Phase der Umsetzung, die bis zum Jahr 2030 andauern kann. Kürzungen und Veränderungen betreffen voraussichtlich nur selten einzelne Kirchengemeinden allein. In der Regel müssen sich benachbarte Kirchengemeinden gemeinsam auf den Weg machen. Es empfiehlt sich diese Aufgaben mit Unterstützung von Beratung durch Angebote der Vernetzten Beratung (Vernetzte Beratung (elk-wue.de) begleiten zu lassen. 

Insbesondere wenn mehrere Kirchengemeinden an Veränderungen beteiligt sind, ist es ratsam, sich mit genügend zeitlichem Vorlauf auf den Weg zu machen. Es ist immer von Vorteil, wenn dieser Weg aus eigenem Antrieb beschritten wird. Gegebenenfalls kann auch ein externer Anstoß etwas über das Dekanatamt einen Anfangsimpuls setzen. 
1 Wann und wie geschieht die Umsetzung?

1.1 Zeitraum

Die Umsetzung des PfarrPlans erstreckt sich bis zum Ende des Jahres 2030. 

1.2 In der Regel mit Stellenwechsel

Die Umsetzung der bezirklichen PfarrPlan-Beschlüsse erfolgt in der Regel mit Freiwerden der entsprechenden Pfarrstellen bzw. bei Stellenwechsel auf diesen Stellen. Da von einer Veränderung meistens mehrere Pfarrstellen betroffen sind, diese aber selten gleichzeitig frei werden, sind Übergangslösungen erforderlich
.

1.3 Gespräche mit Pfarrerinnen und Pfarrern

Wenn die Frage der Umsetzung nicht bereits vor den Beschlüssen der Bezirkssynoden zu klären ist, sollten die Dekaninnen und Dekane in den Monaten (und u.U. Jahren) danach Gespräche mit den möglicherweise von Veränderungen betroffenen Pfarrerinnen und Pfarrern führen. Von Veränderungen Betroffene sind nicht nur Personen auf Stellen, die zur Kürzung oder prozentualen Änderung des Dienstauftrags vorgesehen sind, sondern ebenso Pfarrerinnen und Pfarrer auf benachbarten Pfarrstellen, deren Dienstaufträge sich dadurch inhaltlich ändern werden. Gegenstand dieser Gespräche sind u.a. - je nach konkreter Situation -

· die zeitliche Perspektive für einen Stellenwechsel 
· und die Bereitschaft zur Änderung des Dienstauftrags. 
Es sollte – sine ira et studio – zunächst geklärt werden, was einvernehmlich aufgrund von Einsicht in Notwendigkeiten kurz- oder mittelfristig an Umsetzungen oder Übergangslösungen möglich erscheint und verwirklicht werden kann. Entsprechend können die Dienstaufträge unverzüglich oder erst bei Stellenwechsel auf der von einer Kürzung betroffenen Pfarrstelle auf dem hierfür vorgesehenen Weg (Änderung der Geschäftsordnungen) angepasst werden
.

1.4 Gespräche mit Kirchengemeinderäten

Danach sind möglicherweise Gespräche mit den betroffenen Kirchengemeinderäten zu führen. Auch hierbei gilt: Von Veränderungen betroffene Kirchengemeinden sind nicht nur Kirchengemeinden, deren Pfarrstelle zur Aufhebung oder zur prozentualen Änderung des Dienstumfangs (u.U. auch zur Errichtung) vorgesehen ist, sondern ebenso benachbarte Kirchengemeinden, deren Geschäftsordnungen für die Pfarrämter geändert werden müssen. Ein frühes Gespräch des Dekans oder der Dekanin mit einem Kirchengemeinderat ist angezeigt, wenn dort Befürchtungen und Ängste vermutet werden oder das Gespräch zwischen benachbarten betroffenen Kirchengemeinden belastet ist oder nicht in Gang kommen will. Wenigstens in groben Zügen – nicht unbedingt bereits im Detail – wäre möglichst früh eine Vorstellung davon zu entwickeln, wie der Pfarrdienst nach Vollzug der Veränderungen strukturiert werden kann.

Auch sollte, in Absprache mit den Stelleninhabenden, in nötigem Umfang über Inhalte und Ergebnisse vorangegangener Gespräche (siehe 1.3) informiert werden.

Insbesondere sollte jede Visitation Anlass sein, die Geschäftsordnung im Kontext eines Distrikts zu überprüfen
.

1.5 Die „benachbarte Pfarrstelle“ wird zuerst frei

Wenn eine Pfarrstelle, die laut „PfarrPlanbeschluss“ Teile aus einem benachbarten Dienstauftrag übernehmen soll, zuerst frei wird, ist konkretes Handeln gefordert. Spätestens im Zusammenhang mit der Besetzungssitzung muss die Geschäftsordnung überprüft und im Hinblick auf einen sachgerechten Ausschreibungstext angepasst und vom Oberkirchenrat genehmigt werden
. 
Falls dadurch die Rechte weiterer Kirchengemeinden berührt werden, ist dies zu berücksichtigen. Entscheidend ist, dass aus dem Ausschreibungstext eindeutig hervorgeht, was ein künftiger Stelleninhaber oder eine künftige Stelleninhaberin an Veränderungen des Dienstauftrags zu erwarten hat, sobald die benachbarte, zur Kürzung vorgesehene, Pfarrstelle vakant wird
. 

Der Oberkirchenrat wird bei solchen Anträgen auf Änderung der Geschäftsordnung in der Regel  eine vorläufige Festlegung vornehmen, verbunden mit der Bitte, bei Vakantwerden der zur Kürzung vorgesehenen benachbarten Pfarrstelle die Geschäftsordnung zusammen mit dem neuen Stelleninhaber oder der neuen Stelleninhaberin noch einmal zu überprüfen. 

Falls ein Kirchengemeinderat keinen Vorschlag zur Änderung der Geschäftsordnung entsprechend den bezirklichen PfarrPlan-Beschlüssen macht, kann stattdessen das Dekanatamt einen Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung stellen. Kirchengemeinderat und Pfarramt sind zuvor zu hören.

Die dekanatamtliche Äußerung zur Besetzung einer Pfarrstelle sollte auf die Veränderungen Bezug nehmen. Insbesondere sollten Prälatur und Dekanatamt vor der Besetzungssitzung in diesen Fragen Kontakt miteinander aufnehmen.

1.6 Die zur Kürzung vorgesehene Pfarrstelle wird zuerst frei

Andernfalls, wenn die Pfarrstelle, die zur Aufhebung oder Einschränkung des Dienstauftrags vorgesehen ist, vor der Pfarrstelle, die Teile des Dienstauftrags übernehmen soll, frei wird, sind verschiedene Schritte denkbar:

a. Bei einer Einschränkung des Dienstauftrags gilt für den Text der Ausschreibung und die Änderung der Geschäftsordnung das unter 1.5 Genannte entsprechend.

b. Es ist zu prüfen, wie die neue Geschäftsordnung in Kraft treten kann: Was wurde mit den – nach den bezirklichen PfarrPlan-Beschlüssen - künftig für Teile des Dienstauftrags zuständigen benachbarten Pfarrerinnen und Pfarrern in den von den Dekaninnen und Dekanen durchgeführten Gesprächen (siehe 1.3) vereinbart? Sind sie bereit, die Beschlüsse - wie als Regel vorgesehen - unmittelbar umzusetzen? Oder kann eine zeitlich gestufte Übernahme der zusätzlichen Dienste vereinbart werden? Oder - wenn dazu keine Bereitschaft besteht - ist ein Stellenwechsel in absehbarer Zeit intendiert, um den Weg für die Neuordnung frei zu machen? 
Grundsätzlich gilt, dass Pfarrerinnen und Pfarrern über den jeweiligen Dienstauftrag hinausgehende Aufgaben übertragen werden können, wenn ihnen deren Erfüllung nach Vorbildung und Fähigkeiten zugemutet werden kann und die Wahrnehmung des bisherigen Dienstauftrags dies zulässt (§ 5 Abs. 3 WürttPfG).

Allerdings ist die Frage, was in welchen Zeiträumen und in welchem Umfang an Veränderungen zumutbar ist, differenziert zu betrachten. Unter verschiedenen Aspekten ist abzuwägen: 

· Die Veränderungen müssen im kleinräumigen Umfeld gerechtfertigt
 sein sowie

· für die Person vom Umfang und von den Fähigkeiten her leistbar, 

· und auch der bezirkliche und 

· landeskirchliche Kontext (was im Kirchenbezirk und in der Landeskirche als Durchschnitt gilt
) sollte beachtet werden. 

· Eine zeitliche Stufung der Veränderungen kann in Betracht kommen
.

Deshalb lässt sich in diesen Fällen keine allgemeine Regel aufstellen, sondern es muss sich um Einzelfallentscheidungen handeln.

Entsprechend ist daraufhin von Dekanatamt oder Pfarramt der Kirchengemeinderat einzubeziehen und die Geschäftsordnung zu ändern. Es ist offensichtlich, muss aber teilweise in der Kirchengemeinde ausdrücklich bewusst gemacht werden, dass eine solche Änderung auch Auswirkungen auf den bisherigen Dienstauftrag hat. Dies bewusst zu machen, sollte nicht dem Pfarrer oder der Pfarrerin überlassen bleiben. Dekanatamt und Kirchengemeinderat sollten sie oder ihn in diesem Bewusstmachungsprozess unterstützen.

c. Sind die Möglichkeiten zur regulären Übernahme von Diensten gemäß den Beschlüssen in den bezirklichen Stellenverteilungskonzepten ausgeschöpft, das Ziel aber noch nicht erreicht, werden Vertretungsregelungen nötig. Auf diese Weise werden die Aufgabenbereiche einer aufzuhebenden Pfarrstelle, die nach deren Freiwerden nicht oder nicht gleich mit dem Dienstauftrag von benachbarten Pfarrstellen verbunden werden können oder sollen, über Vertretungen wenigsten als Notdienst wahrgenommen. Solche Vertretungsaufträge können u.U. auch weiter entfernte Pfarrerinnen und Pfarrer betreffen. Alle Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, Vertretungsdienste zu übernehmen (§ 15 Abs. 4 PfDG.EKD). Die Regelung der Stellvertretung im Gemeindepfarrdienst obliegt dem Dekanatamt (Nr. 16 Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung). 

Stellvertretung heißt nicht Fortführung des Dienstes des Vertretenen in vollem Umfang. Es handelt sich um einen Notdienst, bei dem der Vertretende den eigenen Dienstauftrag zwar weiterzuführen, aber so zu konzentrieren und zu organisieren hat, dass durch den zusätzlichen Vertretungsaufwand der bisherige Umfang des Dienstauftrags nicht wesentlich überschritten wird. 

Deshalb ist der Kirchengemeinderat des Vertretenden hierüber zu informieren.


d. Zwei Personengruppen kommen vorrangig für solche Vertretungsbeauftragungen in Frage:

· Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich bereits aufgrund der Ausschreibung (siehe .4) auf einen höheren Vertretungsaufwand einzustellen hatten.

· Zunehmend in den Jahren bis 2030: Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich auf Stellen befinden, die im Zuge des PfarrPlans für eine Kürzung vorgesehen wurden.

1.7 Betroffene einbeziehen und informieren

Bei allen Veränderungen sollte daran gedacht werden, die Betroffenen – Kirchengemeinderäte, Gemeindeglieder, Pfarrerinnen und Pfarrer, Dekan bzw. Dekanin sowie Schuldekan bzw. Schuldekanin, Schulen, Einrichtungen – rechtzeitig einzubeziehen und nach Beschlüssen und Vollzügen ausreichend zu informieren.

2 Ausgleich zwischen verschiedenen Pfarrämtern und Kirchengemeinden

2.1 Vorgehen 

Das oben beschriebene Vorgehen soll sinngemäß auch für die Fälle herangezogen werden, bei denen im Rahmen der bezirklichen Stellenverteilungskonzepte ein Ausgleich zwischen den Dienstaufträgen benachbarter Pfarrstellen (z.B. das Verschieben von Anteilen des Deputats im Religionsunterricht anstelle von Änderungen in den prozentualen Dienstumfängen) oder eine konzeptionelle Veränderung des Dienstauftrags vereinbart wurde:

· Gespräche mit betroffenen Pfarrerinnen und Pfarrern (siehe 1.3)
· Gespräche mit Kirchengemeinderäten (siehe 1.4)
· Fall 1: Berücksichtigung im Ausschreibungstext der Pfarrstelle, von der aus zusätzliche Dienste übernommen werden sollen (siehe 1.5)
· Fall 2: Übernahme von Diensten durch den Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin der Pfarrstelle, von der aus zusätzliche Dienste übernommen werden sollen; u.U. Vertretungsregelungen (siehe 1.6)
· Betroffene einbeziehen und informieren (siehe 1.7)
2.2 Möglichkeiten und Konsequenzen

Eine typische, öfter vorkommende Konstellation soll hier ausführlicher behandelt werden: 

Vom Pfarramt einer „Kirchengemeinde Klein“ (Pfarrer Klein mit nicht eingeschränktem Dienstauftrag) sollen Dienste in einer benachbarten „Kirchengemeinde Groß“ (Pfarrer Groß mit ebenfalls nicht eingeschränktem Dienstauftrag) übernommen werden. Es stellt sich die Frage nach Art und angemessenem Umfang eines solchen Dienstauftrags.

Was ist sinnvoll, auf einen Pfarrer oder eine Pfarrerin zu übertragen, der oder die nicht Pfarrer oder Pfarrerin der Kirchengemeinde ist? In vielen Fällen wird man an den Religionsunterricht denken. Entspricht dies den Fähigkeiten der Stelleninhabenden, ist es ein gangbarer Weg. 

Denkbar ist auch – unter Einbeziehung der Kirchengemeinderäte - häufigeren Predigttausch oder auch Doppeldienst zu planen. Letzteres ist personenbezogen (und jederzeit revidierbar) als regelmäßiger Kanzeltausch mit Zustimmung des Kirchengemeinderats (§ 9 Abs. 2 WürttPfG) möglich. Wenn dies stellenbezogen auf Dauer erfolgen soll und die Zusammenarbeit mit der benachbarten Kirchengemeinde oder im Distrikt noch weitere Bereiche der Gemeindearbeit umfassen soll (beispielsweise den Konfirmandenunterricht), gibt die durch das Gesetz zur überparochialen und übergemeindlichen Zusammenarbeit gegebenen Möglichkeiten (siehe hierzu Anlage 3.2 - Überparochiale und übergemeindliche Zusammenarbeit.doc).
Man kann auch daran denken, Pfarrer Klein einen Teil der Gemeindeglieder der Kirchengemeinde Groß als Parochie (Seelsorgebezirk) zu übertragen (beispielsweise ein geographisch deutlich abgrenzbares Gebiet), verbunden mit einem kleinen Predigtauftrag in der Kirchengemeinde Groß. (Beides wäre in der Geschäftsordnung festzulegen.)

Für diesen Fall ergeben sich folgende Konsequenzen:

· Pfarrer Klein hat in der Kirchengemeinde Groß Kanzelrecht (§ 9 WürttPfG).

· Pfarrer Klein ist zuständig für Seelsorge, Besuche, Kasualien in dem ihm übertragenen Seelsorgebezirk (Parochialrecht nach § 10 WürttPfG)

· Die Gemeindeglieder des Pfarrer Klein übertragenen Seelsorgebezirks gehören weiterhin zur Kirchengemeinde Groß.

· Pfarrer Klein wird Mitglied im Kirchengemeinderat Groß.

· Pfarrer Klein hat allerdings nicht den Vorsitz im Kirchengemeinderat der Kirchengemeinde Groß; die Geschäftsführungsaufgaben – also beispielsweise der Bereich Personal oder Gebäude – bleiben bei Pfarrer Groß (bzw. bei dem/der gewählten Vorsitzenden des Kirchengemeinderats Groß). 

· Pfarrer Klein wird Mitglied des Besetzungsgremiums für die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Groß.

· Umgekehrt wird in das Besetzungsgremium für die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Klein eine angemessene Vertretung aus der Kirchengemeinde Groß entsandt
.

· Die Übertragung eines Seelsorgebezirks kann auch Auswirkungen auf die Deputate im Religionsunterricht haben. Dies muss rechtzeitig mit dem Schuldekan oder der Schuldekanin vorbesprochen werden.

· Die Änderung der Parochiegrößen oder die Verschiebung von Deputatsanteilen des Religionsunterrichts der beiden Pfarrstellen kann sich auf die Einstufung der Pfarrstellen auswirken (siehe § 1 Abs. 1 Ausführungsverordnung zum Pfarrstellenbesoldungsgesetz; RS 551). 

· Der Nachteil des Mehraufwands durch Tätigkeit in zwei Kirchengemeinden und Mitgliedschaft in einem zweiten Kirchengemeinderat erscheint gewichtig. Der Vorteil, der darin liegt, dass die Begabungen und Fähigkeiten von zwei Personen in die Kirchengemeinden eingehen, muss oft erst bewusst gemacht, Erfahrungen müssen erst gesammelt werden.

2.3 Einschätzung des Umfangs eines Dienstauftrags

Der Oberkirchenrat gibt keine in Stunden und Minuten auszudrückenden Zeiten für bestimmte Dienste vor, sondern lässt sich bei der Einschätzung des Umfangs eines Dienstauftrags vor allem von Erfahrungswerten und dem Vergleich mit dem, was in der Landeskirche üblich ist, leiten
. Wenn Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchengemeinderäte sich in diesen Fragen überfordert fühlen, kann das Dekanatamt um Beratung gebeten werden. Anfragen oder Bitten um Beurteilung von Aufteilungsvorschlägen – auch bereits im Vorfeld der Überlegungen - können an das Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst im Oberkirchenrat (pfarrplan@elk-wue.de) gerichtet werden.

Für eine Annäherung an das, was im landeskirchlichen Kontext üblich ist, gilt es zu beachten:

Die Zahl der Gemeindeglieder ist zwar eine wichtige – und vor allem leicht messbare - Größe, wird aber in ihrer Bedeutung häufig überschätzt
. Die von der Gemeindegliederzahl direkt abhängigen Dienste (insbesondere: Kasualien, Seelsorge, Besuche; nur teilweise: Geschäftsführungsaufgaben, Veranstaltungen, Verwaltung, Gruppen und Kreise...) machen nur einen Bruchteil des gesamten pfarrdienstlichen Aufgabenbereichs aus.

Ein verbreiteter Erfahrungswert ist, einen Tag pro Woche für den regelmäßigen Predigtdienst (mit Vorbereitung)
 anzusetzen. In ländlichen Gebieten kann dieser Wert wegen Doppeldiensten höher liegen
, in städtischen Gebieten aufgrund mehrerer Pfarrer und Pfarrerinnen an einer Kirche niedriger.

Die durch Deputatsverordnung vorgegebene Ausgleichsfunktion des Religionsunterrichts (acht Wochenstunden bei einer Parochie von bis zu 1.000 Gemeindegliedern, sechs Wochenstunden bei über 1.000 bis zu 2.000 Gemeindegliedern und vier Wochenstunden bei über 2.000 Gemeindegliedern) sollte beim Vergleich benachbarter Dienstaufträge berücksichtigt werden. Die Frage ist, wie hoch der Aufwand für eine Wochenstunde Religionsunterricht anzusetzen ist. In der Realität des Gemeindepfarramts dürfte er zwischen 4% und deutlich über 3% der bei einem nicht eingeschränkten Dienstauftrag insgesamt zur Verfügung stehenden Zeit liegen. Bei vier Wochenstunden Religionsunterricht und zwei Wochenstunden Konfirmandenunterricht käme man so – bei einem dienstfreien Tag pro Woche – auf etwas mehr als einen Tag, bei acht Wochenstunden Religionsunterricht und zwei Wochenstunden Konfirmandenunterricht käme man auf ca. zwei Tage pro Woche für Unterrichtsverpflichtungen.

3 Kirchenbezirke mit Stellenkürzungen

3.1 Übergangslösungen

Nicht nur in den Fällen ungleichzeitigen Freiwerdens von Pfarrstellen, sondern auch wenn in einem Kirchenbezirk die zur Kürzung vorgesehenen Stellen nicht kontinuierlich bis 2030 frei werden, sind Übergangslösungen erforderlich.

1. Im Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst des Oberkirchenrats werden monatlich für jeden Kirchenbezirk Besetzungsstand und Stellenentwicklung beobachtet und dokumentiert. Zurzeit wird zur Analyse hilfsweise ein „Korridor“ von 5 % über und unter den jeweils aktuellen Soll-Stellenzahlen markiert (wobei sich die aktuellen Soll-Stellenzahlen von den Soll-Stellenzahlen zu Beginn des PfarrPlans jeden Monat weiter auf die Zielstellenzahlen am Ende des PfarrPlans zu bewegen).
Das zeitweise Überschreiten der Soll-Stellenzahlen in einem Kirchenbezirk ist nicht immer zu vermeiden und muss toleriert werden. Die Last der „Überbesetzung“ verteilt sich in diesen Fällen auf Kirchenbezirke mit überdurchschnittlich vielen Vakaturen und entsprechend niedrigem Besetzungsstand.

2. Wenn die „Überbesetzung“ in einem Kirchenbezirk länger anhält und/oder größere Ausmaße (z.Z. definiert als „mehr als 5% über dem aktuellen Soll“) annimmt, muss im Interesse anderer Kirchenbezirke interveniert werden: Das Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst wird mit dem Dekanatamt Kontakt aufnehmen, die Situation erörtern und über nötige Maßnahmen beraten. Die nächstliegende Maßnahme wäre, in dem „überbesetzten“ Kirchenbezirk die nächste(n) freiwerdende(n) Stelle(n) nicht zu besetzen (§ 1 Abs. 1b PfstBG). Da dies zu Lasten der Kirchengemeinden im Kirchenbezirk ginge, die von einer Kürzung nicht betroffen sein sollen, wären in diesem Fall und vor allem bei länger anhaltender Stagnation der im Kirchenbezirk regulär vorgesehenen Kürzungen weitere Maßnahmen des Kirchenbezirks nötig.

3. In einer Vertretungsregelung (s.o.) können Inhaberinnen und Inhabern von solchen Pfarrstellen, die für eine Kürzung vorgesehen sind, u.U. auch in weiterer Entfernung zumutbare Dienste (insbesondere in Kirchengemeinden, deren Pfarrstelle aufgrund 
§ 1 Abs. 1b PfstBG vorübergehend nicht besetzt wird) übertragen werden.

4. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in einzelnen Fällen § 47 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) Stellenberatung – wonach der Oberkirchenrat im dringenden Interesse der Kirchengemeinde oder des Kirchenbezirks zur Bewerbung auffordern kann – angewendet wird. 

3.2 Dienstliche Inanspruchnahme der Pfarramtssekretärinnen

Es wäre gut, wenn die Arbeitszeit von Sekretärinnen, die mit einer gekürzten Pfarrstelle verbunden waren, nicht ersatzlos wegfällt, sondern zumindest teilweise den Pfarrstellen zugewiesen wird, auf die zusätzliche Dienste entfallen, auch für die Aufrechterhaltung einer örtlichen pfarramtlichen Anlaufstelle in Orten, deren Pfarrstelle aufgehoben wurde. 
4 Verschiedenes

4.1 Veränderungen des bezirklichen Stellenverteilungskonzepts

Wenn anlässlich der konkreten Umsetzung deutlich wird, dass bisherige konzeptionelle Überlegungen erhebliche Mängel aufweisen, kann in Einzelfällen eine Änderung erfolgen. Dazu sind Anträge der betroffenen Kirchengemeinden und des Kirchenbezirksausschusses nötig.

Wenn es sich um Stellenerrichtungen oder Stellenaufhebungen handelt, müssen die Anträge vor dem 1. März eines Jahres eingehen, damit sie zum darauf folgenden Haushaltsjahr wirksam werden können.

Wenn es sich um Änderungen im prozentualen Umfang von Pfarrstellen handelt, sind Anträge jederzeit möglich, bis zum Wirksamwerden vergehen aber meistens einige Monate, da dazu die Anlage zur Verordnung über Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag geändert werden muss, was gewöhnlich zum Jahresende hin erfolgt.

4.2 Kirchengemeinde und Pfarrstelle unterscheiden

Eigentlich eine Selbstverständlichkeit, aber doch immer wieder in Erinnerung zu rufen: Kirchengemeinden und Pfarrstellen sind zu unterscheiden. 

Kirchengemeinden sind Körperschaften des öffentlichen Rechts mit der Aufgabe, 

„... evangelischen Glauben und christliches Leben in der Gemeinde und bei den Einzelnen zu fördern und christliche Gemeinschaft in Gesinnung und Tat zu pflegen“
. Es gibt ein Leitungsgremium, den Kirchengemeinderat, und zwei Vorsitzende, von denen einer oder eine der Pfarrer oder die Pfarrerin ist. 

Pfarrstellen sind von der Landeskirche errichtete Personalstellen für den Pfarrdienst; entsprechend sind Pfarrämter landeskirchliche Dienststellen. Pfarrerinnen und Pfarrer haben – neben der o.g. Leitungsverantwortung - ihre spezifischen Aufgabenbereiche, insbesondere den „Auftrag, das Evangelium von Jesus Christus zu verkündigen, die Sakramente zu verwalten und ... dafür Sorge zu tragen, dass Gemeinde gebaut und der Dienst der Liebe an jedermann getan wird“
.

Pfarrerinnen und Pfarrer erfüllen damit eine Doppelfunktion: Erstens und zuerst sind sie von der Landeskirche für den Dienst der Verkündigung und Sakramentsverwaltung (und weiterer daraus abgeleiteter Dienste wie beispielsweise Seelsorge und kirchlicher Unterricht) Beauftragte. Als häufig einzig Hauptamtliche in einer Kirchengemeinde nehmen sie aber darüber hinaus als einer oder eine der beiden Vorsitzenden Geschäftsführungsaufgaben in der Kirchengemeinde wahr.

Einer Verwechslung von Pfarrstelle und Kirchengemeinde leistet weiter Vorschub, dass häufig eine Pfarrstelle für eine Kirchengemeinde errichtet ist. Es gibt aber große Kirchengemeinden, für die mehrere Pfarrstellen errichtet wurden (vor allem im städtischen Bereich), und es gibt Pfarrstellen, die für eine Kirchengemeinde errichtet wurden und denen weitere Kirchengemeinden zugeordnet wurden (vor allem Schwarzwald, Hohenlohe). 

Aus der Unterscheidung ergibt sich u.a.: 

· Mit der Aufhebung einer Pfarrstelle wird nicht zugleich auch die Kirchengemeinde aufgelöst. 

· Die Geschäftsführungsaufgaben der Kirchengemeinde sind keine genuin pfarrdienstlichen Aufgaben; sie können auch von dem oder der gewählten Vorsitzenden oder – durch Übertrag nach § 24 Abs. 7 KGO - von anderen Mitgliedern des Kirchengemeinderats wahrgenommen werden.

· Der Kirchengemeinderat ist nicht Dienstvorgesetzter des Pfarrers oder der Pfarrerin; dies ist der Dekan oder die Dekanin.

4.3 Stellvertretung

Durch Stellenkürzungen entsteht besonders für benachbarte Pfarrerinnen und Pfarrer im Kirchenbezirk ein erhöhter Vertretungsaufwand. 

Das Thema „Vertretung“ sollte in den Pfarrerdienstbesprechungen angesprochen werden. Nach 25 Abs. 4 PfDG.EKD gehört Vertretung zu den regulären Dienstaufgaben. Sinnvoll ist, neben der nach Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung vorgeschriebenen Regelung der ordentlichen Stellvertretung auf Distriktsebene Vertretungspläne zu erstellen. Wenn keine Distrikte bestehen, sollten sinnvoll zugeschnittene Vertretungskreise gebildet werden, nicht nur für Vakaturen, sondern auch für Urlaub und andere Zeiten von Abwesenheit. Auf diese Weise kann eine geregelte Erreichbarkeit und Nicht-Erreichbarkeit kollegial organisiert werden.

Auch darf nicht übersehen werden, dass der Religionsunterricht ebenfalls der Vertretung bedarf.

4.4 Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone

Wenn in einem Kirchenbezirk Gemeindediakone oder Gemeindediakoninnen angestellt, die in Distrikten und /oder Kirchengemeinden ihren Dienst verrichten, sollte den unterschiedlichen Profilen von Pfarramt und Diakonat Rechnung getragen werden. Die Geschäftsordnungen für die Pfarrämter und Dienstordnungen nach § 9 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz sind aufeinander abzustimmen.

4.5 Begleitung im Veränderungsprozess

Wenn sich abzeichnet, dass im Veränderungsprozess eine Beratung und Begleitung nötig wird, die über die Möglichkeiten des Dekanatamts hinausgeht, können über die Vernetzte Beratung,  https://www.elk-wue.de/service/vernetzte-beratung, Moderatorinnen und Moderatoren für PfarrPlan-Prozesse vermittelt werden. (siehe auch unter: Anlage 2.1 - Hinweise für die PfarrPlan-Sonderausschüsse.
Ev. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst
� Die folgenden Ausführungen, die nicht jedem Einzelfall gerecht werden können, sind als Anregungen zu verstehen. 


� Siehe hierzu auch unten unter � REF _Ref95562216 \r \h ��1.6�� REF _Ref95562003 \r \h ��b�.


� Dies ist in Nr. 20 AVO zur Visitationsordnung ohnehin vorgesehen.


� In früheren Jahren hat der Oberkirchenrat Anträge auf Änderung der Geschäftsordnungen anlässlich eines Stellenwechsels zurückgestellt, um zu verhindern, dadurch lediglich die bisherige Praxis des Stelleninhabers oder der Stelleninhaberin per Geschäftsordnung zu fixieren. Dies ist, wenn größere Veränderungen nötig sind, nicht mehr sinnvoll.


� Auch empfiehlt es sich, im Ausschreibungstext festzuhalten: „Von einem künftigen Stelleninhaber oder einer künftigen Stelleninhaber wird bis zum Vakantwerden der zur Kürzung vorgesehenen Pfarrstelle XY die vermehrte Übernahme von Vertretungsdiensten im Kirchenbezirk erwartet.“


� Wenn eine Nachbarpfarrstelle eine weit überdurchschnittliche Größe aufweist, legt sich ein Ausgleich dringender nahe; weniger dringend bei einem geringeren „Gefälle“ im Umfang der Dienstaufträge. In vielen Fällen haben Pfarrerinnen und Pfarrer sich bewusst auf eine größere oder kleinere Pfarrstelle beworben. Dies darf nicht außer Acht gelassen werden.


� Siehe dazu Anmerkung � NOTEREF _Ref95562702 \h ��10�.


� Etwa: Übernahme einer zusätzlichen Stunde im Religionsunterricht im nächsten Jahr, einer weiteren Stunde im darauf folgenden Jahr.


� 3 bei einem Seelsorgebezirk von weniger als 500 Gemeindegliedern, 5 bei einem Seelsorgebezirk von 500 bis 1.000 Gemeindegliedern, 7 bei einem Seelsorgebezirk von mehr als 1.000 Gemeindegliedern (Nr. 9 a AVO zum Pfarrstellenbesetzungsgesetz).


� Der Verzicht auf Festlegungen in Stunden und Minuten bedeutet nicht den Verzicht auf jegliche Quantifizierung. Die Begrenzungen werden inhaltlich (durch Festlegung der Dienste in der Geschäftsordnung) und zeitlich (die Dienste müssen durch einen Pfarrer oder eine Pfarrerin unter normalen Umständen und bei allgemein zu erwartenden Fähigkeiten so leistbar sein, dass bei einem nicht eingeschränkten Dienstauftrag ein Tag in der Woche von dienstlichen Verpflichtungen frei gehalten werden kann [bei eingeschränktem Dienstauftrag entsprechend mehr]) zum Ausdruck gebracht. 


Typische Größen von Pfarrstellen aufgrund von Erfahrungswerten waren bis vor ein paar Jahren (aufgrund des PfarrPlans können sich in einigen Kirchenbezirken durch unterschiedliche Schwerpunktsetzungen Abweichungen hiervon ergeben):


- Einzelpfarrstelle mit bis zu ca. 1100 Gemeindegliedern bei auf drei Viertel eingeschränktem Dienstauftrag (inzwischen eher größere Seelsorgebezirke).


- Nicht geschäftsführende zweite oder weitere Pfarrstelle mit bis zu ca. 1.200 Gemeindegliedern bei auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag (inzwischen eher größere Seelsorgebezirke).


- Einzelpfarrstelle mit ca. 800 bis ca. 2.500 Gemeindegliedern bei nicht eingeschränktem Dienstauftrag. �(Die relativ weite Spanne in den Gemeindegliederzahlen bei den nicht eingeschränkten Dienstaufträgen soll zwar durch unterschiedliche RU-Deputate ausgeglichen werden – wird aber tatsächlich nur zum Teil ausgeglichen.) 


Wenn in der Geschäftsordnung der Schwerpunkt auf einen bestimmten Bereich des Dienstauftrags gelegt wird, muss klar sein, dass dadurch andere Bereiche weniger Beachtung finden können.


� Dies ist unmittelbar einsichtig: Bei dem Aufwand von Pfarrer Klein für die Kirchengemeinde Klein mit 600 Gemeindegliedern (Kasualien und Seelsorge, verbunden mit allen Geschäftsführungsaufgaben, zuständig „für alles“) wird es sich um einen deutlich größeren Umfang handeln als bei dessen Aufwand für den Seelsorgebezirk in der Kirchengemeinde Groß mit ebenfalls 600 Gemeindegliedern (dort im wesentlichen beschränkt auf Kasualien und Seelsorge). Siehe auch die Beispiele unter der vorigen Fußnote.


� Wobei nach Nr. 12.1 Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung das Recht besteht, jeden vierten Sonntag von Predigtverpflichtungen freizuhalten. Andererseits wird im Jahresverlauf auch an kirchlichen Feiertagen gepredigt.


� Außerdem würden in vielen Gegenden nicht geringe Probleme entstehen, würde der predigtfreie Sonntag regelmäßig in Anspruch genommen.


� § 1 KGO; s.a. Ausführungsbestimmungen zur KGO Nr. 37, wo beispielhaft die Arbeitsbereiche – Mission, Diakonie, Jugendarbeit, Erwachsenenbildung, Altenarbeit, Verwaltung usw. - aufgezählt werden.


� § 5 WürttPfG
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